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l .

6. XI. 13 
KZR 58/11

2.
7. XI. 13 
VII ZR 167/11

3.
8. XI. 13 
VZR 155/12

4.
13. XI. 13 
IZ R  15/12

a) Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder ist je­
denfalls im Zusammenhang mit der Berechnung von Gegen­
wertansprüchen gegen frühere Beteiligte ihrer Zusatzversor­
gung Unternehmen im Sinne des deutschen Kartellrechts.
b) Die Verwendung unzulässiger Allgemeiner Geschäftsbe­
dingungen durch marktbeherrschende Unternehmen kann 
einen Missbrauch im Sinne von § 19 GWB darstellen.
c) Die entsprechende Anwendung von § 288 Abs. 2 BGB
nach § 33 Abs. 3 Satz 5 GWB ist bei einem Verstoß gegen § 19 
Abs. 1 GWB auf Fälle beschränkt, in denen sich der Miss­
brauch auf eine Entgeltforderung des Missbrauchsopfers be­
zieht. (»VBL-Gegenwert«)........................................................  .1

a) Es ist mit § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 3 MaBV unvereinbar, 
die Verpflichtung der kreditgebenden Bank zur Pfandfreistel­
lung an die Bedingung zu 'knüpfen, den Auftraggeber dürfe 
hinsichtlich der Nichtvollendung des Bauvorhabens kein Ver­
schulden treffen.
b) Enthält die Pfandfreistellungsverpflichtungserklärung eine 
solche Bedingung, muss dies nicht zwingend zu ihrer Un­
wirksamkeit führen.
c) Nimmt ein Bauträgervertrag entgegen § 3 Abs. 1 Satz 5 
Halbsatz 1 MaBV nicht auf die zu diesem Zeitpunkt bereits 
vorliegenden, zur Sicherung der Freistellung erforderlichen 
Erklärungen Bezug, beeinträchtigt dies nicht die Wirksamkeit
des Bauträgervertrages................................................................  19

a) Zuschlagsbeschlüsse (§ 90 ZVG) sind -  ebenso wie Grund­
bucheintragungen -  zumindest grundsätzlich objektiv »aus 
sich heraus« auszulegen.
b) Greift ein Zuschlag (§ 90 ZVG) in schuldnerfremdes Eigen­
tum ein, ist er unwirksam, wenn ein verständiger Eigentümer 
nach dem Inhalt der veröffentlichten Terminsbestimmung sei­
ne Betroffenheit nicht erkennen und deshalb auch bei Beach­
tung gehöriger Sorgfalt seine Rechte nicht wahren konnte  31

Ein Rechtsanwalt verstößt nicht zwingend gegen das Ver­
bot der Werbung um Praxis (§ 43b BRAO), wenn er einen 
potentiellen Mandanten in Kenntnis eines konkreten Bera­
tungsbedarfs (hier: Inanspruchnahme als Kommanditist einer 
Fondsgesellschaft auf Rückzahlung von Ausschüttungen) 
persönlich anschreibt und seine Dienste anbietet. Ein Verstoß 
liegt jedenfalls dann nicht vor, wenn der Adressat einerseits 
durch das Schreiben weder belästigt, genötigt oder überrum­
pelt wird und er sich andererseits in einer Lage befindet, in der 
er auf Rechtsrat angewiesen ist und ihm eine an seinem Bedarf 
ausgerichtete sachliche Werbung hilfreich sein kann. (»Kom­
manditistenbrief«) ......................................................................  43
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5.
13. XI. 13 
IZ R  143/12

a) An den Urheberrechtsschutz von Werken der angewand­
ten Kunst im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr, 4, Abs. 2 UrhG sind 
grundsätzlich keine anderen Anforderungen zu stellen als an 
den Urheberrechtsschutz von Werken der zweckfreien bil­
denden Kunst oder des literarischen und musikalischen Schaf­
fens. Es genügt daher, dass sie eine Gestaltungshöhe erreichen, 
die es nach Auffassung der für Kunst empfänglichen und mit 
Kunstanschauungen einigermaßen vertrauten Kreise rechtfer­
tigt, von einer »•künstlerischen« Leistung zu sprechen. Es ist 
dagegen nicht erforderlich, dass sie die Durchschnittsgestal- 
tung deutlich überragen.
b) Bei der Beurteilung, ob ein Werk der angewandten Kunst 
die für einen Urheberrechtsschutz erforderliche Gestaltungs­
höhe erreicht, ist zu berücksichtigen, dass die ästhetische Wir­
kung der Gestaltung einen Urheberrechtsschutz nur begrün­
den kann, soweit sie nicht dem Gebrauchszweck geschuldet 
ist, sondern auf einer künstlerischen Leistung beruht. Darüber 
hinaus ist zu beachten, dass eine zwar Urheberrechtsschutz 
begründende, gleichwohl aber geringe Gestaltungshöhe zu 
einem entsprechend engen Schutzbereich des betreffenden 
Werkes führt.
c) Der Anspruch auf Zahlung einer (weiteren) angemesse­
nen Vergütung nach § 36 Abs. 1 UrhG a.E oder § 32 Abs. 1 
Satz 3, Abs. 2 Satz 2 UrhG und § 32a Abs. 1 Satz J UrhG 
ist bei der Verwertung eines Werkes der angewandten Kunst, 
das einem Geschmacksmusterschutz zugänglich ist und die 
Durchschnittsgestaltung nicht deutlich überragt, nicht für 
Verwertungshandlungen begründet, die bis zum Inkrafttreten 
des Geschmacksmusterreformgesetzes vom 12. Marz 2004 am
1. Juni 2004 vorgenommen worden sind. (»Geburtstagszug«) 52
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